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Verkündet

am ll. Dezember 1956

I m N a m e n d e 8 V 0 l k e s

\ In Sachen

0 l . . I . . ' c 0 0 u . . . . . . n o . .

Beklagten und Revisionsklägerin,

gegen

Kläger und Revisionsheklagten,

hat der 1. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom ll. Dezember 1956

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein_Westfalen vom

27. Ju■i 1955 wird zurückgewiesen, soweit dieses

Urteil die Kriegsdienstzeit des Klägers vom 1. Au—

gust 1941bis 19. Oktober 1945betrifft.
Im übrigen wird das Urteil des Landessozialgerichts

Nordrhein—Westfalen vom 27. Juli 1955 auf die Revi—
sion

der Beklagten aufgehoben und die Berufung des

Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts Dortmund

vom 17. Mai 1954 zurückgewiesen. Die Beklagte hat

dem Kläger die Hälfte seiner außergerichtlichen

Kosten zu erstatten.

Von Rechts wegen.
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I

Die Landesversicherungsanstalt Westfalen bewilligte dem Kläger

durch Bescheid vom 19. Dezember 1952 das Altersruhegeld. Er
beanstandete, daß seine Kriegsdienstzeit vom 3. August 1914 bis

20. Dezember1918und vom14. Januar 1940bis 19. Oktober 1945
nicht rentensteigernd angerechnet war. Seine Klage wies das

Sozialgericht Dortmundam17. Mai 1954ab: Die Kriegsdienstzeit
im ersten und zweiten Weltkrieg sei nur dann rentensteigernde

Ersatzzeit, wenn bei ihrem Beginn die Anwartschaft aus früheren

Beiträgen erhalten gewesen sei. Dies sei hier nicht der Fall. Der

Kläger habe vor dem ersten Weltkrieg nur in den Jahren 1909 und

1910, vor dem zweiten Weltkrieg nur von 1919 bis 1924 Beiträge

entrichtet. Das Landessozialgericht Nordrhein—Westfalen hob am
27. Juli 1955 die Entscheidung des Sozialgerichts Dortmund auf,

verurteilte die Beklagte, die Kriegsdienstzeit des Klägers im

ersten und zweiten Weltkrieg rentensteigérnd anzurechnen und ließ

die Revision zu: Die Anwartschaft des Klägers aus seinen Beiträ—

gen vor dem ersten und zweiten Weltkrieg sei nach @ 4 Abs. 2 des

Sozialversichsrungs—AnpaSsungsgesetzes (SVAG) vom 17. Juni 1949

(WiGB1. S. 99) erhalten. Daher müsse seine Kriegsdienstzéit ren-

tensteigernd angerechnet werden. Dies gelte vor allem für die '

Kriegsdiehstzeit im zweiten Weltkrieg, da der Kläger im Jahre

1947 Beiträge für 1939 nachentrichtet habe.

Die Beklagte legte gegen dieses Urteil form— und fristgerecht

Revision-ein und beantragte, die Entscheidung des Landessozial—

gerichts aufzuheben und die Berufung des Klägers gegen das Urteil

des Sozialgerichts zurückzuweisen. Die Kriegsdienstzeit könne nur

dann rentensteigernd angerechnet werden, wenn vor ihrem Beginn

eine Versicherung bestanden habe. Hierbei komme es auf die Sach—

und Rechtslage unmittelbar vor dem Kriegsdienst an. @ 4 Abs. 2

SVAG sei daher nicht anwendbar, die Nachentrichtung von Beiträgen

im Jahre 1947 unbeschtlich. Im übrigen fehle auch die erforderf
liche Ursüchlichkeit des Kriegsdienstes für die Nichtentrichtung

von Beiträgen.
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Der Kläger stelltekeinen Antrag und ließ sich nicht vertreten.

II

Die Revision ist zulässig, aber nur teilweise begründet.

.Die Kriegsdienstzeit des Klägers während des ££ä■££;■él$3!l■äää

ist dann rentensteigernd anzurechnen, wenn die Versicherung vorher

bestanden hat (@ 119 Abs. 1 des Rentenausbaugesetzes vom 21.12.1937,

BGBl. I S. 1393). Bei dieser Anrechnung handelt es sich um eine Lei—

stung, die ihre tatsächlichen und rechtlichen Grundlagen in bereits

vergangenen Verhältnissen hat. Ob also eine Versicherung vor dem

Kriegsdienst im 1. Weltkrieg bestanden hat, richtet sich nach dem

damals geltenden Recht (vgl. Zschacke in NJW. 1956 S. 729 ff. unter
II; Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilprozaßrechts, 6. Aufl.,

s. 23; EG.Urteil vom15.6.1929,RGZ.Band125,s. 58ff.; 61). Nach
diesenn Recht bestand aber bei Beginn des Kriegsdienstes keine Ver—

sicherung mehr. Der Kläger hatte für die Zeit vom 20. November 1909

bis 10. September 1910 Beiträge zur Invalidenversicherung entrich—

tet. In der Folgezeit hat er keine Beiträge mehr gezahlt. Daher ist

bei seiner Einberufung zum Kriegsdienst und während desselben seine

Anwartschaft erloschen und damit seine Versicherung beendet gewesen
(55 15, 32 des Invalidenversicherungsgesetzes vom 13. Juli 1899,

BGBl. S. 393, 1264 Abs. 1 Satz 2 BVG in der heutigen Fassung, 1286

evo in der Fassung vom 19.7.1911, BGBl. s. 509; RVA., Grundsätzliche
Entscheidung vom 11.3.1943, AN. 1943 S. II 185). Die Kriegsdienst—

zeit im ersten Weltkrieg kann deshalb nicht rentensteigernd ange-

rechnet werden. '

Daran ändert auch der Umstand nichts, daß im Zeitpunkt des Versiche—

rungsfalles im Jahre 1952 die Anwartschaft des Klägers auch aus den
Beiträgen vor dem ersten Weltkrieg nach 5 4 Abs. 2 SVAG erhalten ge—

wesen ist. Diese Vorschrift berührt nur eine der Voraussetzungen

des Anspruchs auf Rente aus alten Beiträgen, wenn der Versicherungse

fall nach dem 31. Dezember 1948 eingetreten ist, im übrigen läßt

sie die rechtlichen Beziehungen zwischen den Versicherungsträgern

und den Personen unberührt, für die bis zum 31. Dezember 1948 Bei—

träge entrichtet werden sind. Soweit für die Zeit vor dem 1. Januar

1949 an den Bestand eines Versicherungsverhältnisses rechtliche

Folgen geknüpft sind, muß daher 5 4 Abs. 2 SVAG außer Betracht
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bleiben. Dies gilt auch für die Anwendung des 9 119 Abs. 1 des

Rentenausbaugesetzes. Daraus folgt, daß die Kriegsdienstzeit

im ersten Weltkrieg auch dann nicht rentensteigernd angerechnet

werden kann, wenn die vorher erloschene Anwartschait auf Grund

des im Jahre 1949 erlassenen SVAG wieder aufgelebt‘ist (im Er—

gebnis ebenso Bayerisches Landesversicherungsamt, Grundsätzliche‘

Entscheidung vom 29.4.1952, Breithaupt 1952, S. 667; a.A. Koch—

Hartmann, Kommentar zum Angestelltenversicherungsgesetz, 2. Aufl.,

S. 389, ohne Begründung)°

Die Kriegsdienstzeit des Klägers während des EEEÄÄPH;FEÄEKQÄBBEE‚

ist ebenso wie seine Kriegsdienstzeit im ersten Weltkrieg nur
dann rentensteigernd anzurechnen, wenn die Ver3icherung vorher

bestanden hat. Dies ergibt sich aus dem Wesen'der Ersatzzeit und

aus dem GesetzesWortlaut, in dem nur von "Versicherten" die Rede

ist (@ 3 Abs. 1 Satz 1 der vo. über die Rentenversicherung der
Arbeiter und Angestellten sowie die knappschaftliche Pensions—
versicherüng während des besonderen Einsatzes der Wehrmacht

vom 13.10.1939, RQB1. I S. 2o3o; Brackmänn, Handbuch der Sozial—

versicherung, 2. Band, S. 668). Ob der Kläger vor seiner Kriegs?

dienstzeit versichert gewesen ist, ist auch hier nach den Ver-

hältnissen, die im Zeitpunkt seiner Kriegsdienstleistung be—

standen habe, zu beurteilen, wie sich aus den Ausführungen zu

@ 119 Abs. 1 des Rentenausbaugesetzes ergibt. Der Kläger hat

zwischen dem ersten und zweiten Weltkrieg nur in den Jahren 1919
bis 1924 Beiträge zur Invalidenversicherung entrichtet. Im Zeit—

punkt des Beginns seines Kriegsdienstes — 14. Januar 1940 ; ist
daher seine Anwartschäft erloschen und damit Seine Versicherung

beendet gewesen (5 1264 Abs. 1 EVO). % 4 Abs. 2 SVAG hat hieran
nichts geändert, wie oben dargelegt werden ist. Auch die — an

sich zulässige — Nachentrichtung von Beiträgen für 1939 im Jahre

1947 hat nicht bewirkt, daß der Kläger bei Beginn des Kriegs—

dienstes Versicherter war, sondern nur, daß ihm aus diesen Bei—

trägen nach ihrer Entrichtung gegebenenfalls Leistungen gewährt

werden können.

Seine Anwartschaft aus den Beiträgen von 1924 ist jedoch am

1. August 1941 wieder aufgelebt. An diesem Tag ist @3 des Ge—
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setzes über die Verbesserung der Leistungen in der Renten—

versicherungrvom 24. Juli 1941,RG51.1 S. 443, in Kraft ge—

treten, wonach die Anwartschaft aus allen Beiträgen, die für

die Zeit vom 1. Januar 1924 bis zum Ablauf des auf das Kriegs—

ende folgenden Kalenderjahres entrichtet sind, als erhalten
gilt. Diese Vorschrift ist zwar später aufgehoben werden (Art.

25 Abs. 3 Nr. 2 der Vereinfachungs—VOvom17.3.1945, RGB1.1
S. 41 und © 21 Abs. 7 a SVAG); sie ist jedoch im vorliegenden

Fall zu berücksichtigen, weil es hier allein darauf ankommt,

ob im Zeitpunkt der Kriegsdienstleistung die Anwartschaft des

Klägers erhalten gewesen ist. Mit dem Wiederaufleben'seiner

Anwartschaft aus den Beiträgen von 1924 hat für den Kläger vom
1. August 1941 an auch_dia Versicherung wieder bestanden. Daß

nach % 3 des Gesetzes vom 24. Juli 1941 die AnwartSChaft "als

'erhalten gilt", steht dem nicht entgegen. Ein Versicherungs—
verhältnis besteht immer dann, wenn auch nur aus einem Bei—

trag die Anwartschaft noch in Ordnung ist. Dies ist niCht nur

dann der Fall, wenn die Ahwartsohaft durch regelmäßige Bei—

tragsentrichtung "erhalten ist", sondern auch dann, wenn sie,

wie hier, ohne weitere Béitragsentrichtung “als erhalten gilt".

Das Wörtchen "gilt“ besagt nur, daß die Anwartschaft ausnahms—
weise auch ohne weitere Beitragsléistung als erhalten angesehen

werden muß (eben30 im Ergebnis RVA., Bescheid vom 17.2.1941,

AN; 1941, S. II 119, Rundséhreiben vom 29.4.1942, AN. 1942,

S. II 298 und Grundsätzliche Entscheidung vom 11.3.1943 a.a.0.‚
Bayerisches Ländesversicherungsamt, Grundsätzliche Entschei—
dung vom 29.5.1952, Breithaupt 1952, S. 900 ff., 902). Hat für
den Kläger vom 1. August 1941 an die Versicherung bestanden —
seine AnwartsChaft ist auch in der Folgezeit bis zum Versiche—
rungsfall erhalten gewesen

— dann ist auch seine Kriegsdienstzeit

vom 1. August 1941 bis 19. Oktober l_945 rentensteigernd anzu—

rechnen. Die Kriegsdienstzeit ist teilbar; sie läßt sich ohne

weiteres in bestimmte Zeitabschnitte zerlegen, so daß es durch—

aus möglich ist, sie zum Teil als Ersatzzeit anzuerkennen und

zum Teil nicht. Dies ist nach Wortlaut und Sinn des @ 3 der VO.

vom 13. Oktober 1939 immer dann zulässig, wenn jemand teils

als Versicherter, teils als Nichtversioherter Kriegsdienst ge—
leistet hat; die Versicherung muß nicht vor Beginn des Kriegs-

_ 6 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


—6—

dienstes überhaupt bestanden haben; der Kriegsdienst darf jedoch

während des Kriegsdienstes bestanden hat. Der Anrechnung der

Kriegsdienstzeit vom 1. August 1941 bis 19. Oktober 1945 steht4

nicht entgegen, daß beim Kläger der Kriegsdienst nicht ursächlich

für die unterbliebene Béitragszahlung gewesen ist. Ein Keusalzu—

sammenhang zwischen Kriegsdienst und fehlender Beitragsentrichtung
fist nach dem Gesetz nicht Voraussetzung für die rentensteigernde

Anrechnung der Kriegsdienstzeit°

Das Urteil des Landessozialgerichts ist daher im Ergebnis richtig,

soweit
es die Kriegsdienstzeit des Klägers vom 1. August 1941 bis

19. Oktober 1945 betrifft; insoWeit ist die Revision der Beklagten

unlegründet und zurückzuweisen. Soweit das Landessozielgericht die

Beklagte verurteilt hat, auch die Kriegsdien$tzeit des Klägers vom
3. August_l9l4 bis 20. Dezember 1918 und vom 14. Januar 1940 bis

31. Juli 1941 rentensteigernd zu berücksichtigen, ist seine Ent—-

scheidung fehlerhaft; die Revision der Beklagten ist insoweit be—

gründet, das Urteil des Landessozialgerichts eufzuhében und die

Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts zurück—

zuweisen„

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG„
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